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Zahlen und Fakten

Einstellungen 
zur Demokratie

Der Thüringen-Monitor 2019, 
der im Dezember im Landtag de-
battiert wurde, setzt die Langzeit-
studie zur politischen Kultur im 
Freistaat Thüringen fort, die seit 
dem Jahr 2000 jährlich die Ent-
wicklung der Demokratiezufrie-
denheit, der Demokratieunterstüt-
zung und der politischen Einstel-
lungen der Thüringer Bevölkerung 
untersucht. Die von der Thüringer 
Staatskanzlei in Auftrag gegebene 
Untersuchung basierte auf einer re-
präsentativen telefonischen Befra-
gung von 1.100 wahlberechtigen 
Thüringer*innen, die zwischen dem 
27. Mai bis 6. Juli 2019 durchge-
führt wurde. 

Es zeigte sich erneut – wie bereits 
in den Thüringen-Monitoren 2016, 
2017 und 2018 – ein ambivalentes 
und in Teilen inkonsistentes Bild 
der Einstellungen im Hinblick auf 
die Demokratie. Bemerkenswert ist 
hierbei jedoch, dass die jungen 
Thüringer*innen im Alter zwischen 
18 und 24 Jahren eine deutlich posi-
tivere Bewertung der Demokratie 
abgeben. Mit den älteren Alters-
gruppen teilen sie hohe Werte be-
züglich Demokratieunterstützung 
und -zufriedenheit. Sie zeigen je-
doch im Vergleich zu älteren Be-
fragten eine größere Bereitschaft zu 
politischem Engagement, z.B. in 
Parteien oder bei Demonstrationen 
und sie sind deutlich seltener posi-
tiv gegenüber nichtdemokratischen 
Gesellschaftsalternativen und his-
torischen Diktaturen in Deutsch-
land eingestellt, was insbesondere 
für die DDR und den Sozialismus 
gilt.

Insgesamt liefert der 
Thüringen-Monitor 2019 im Hin-
blick auf die Entwicklung rechtsex-
tremer Einstellungen jedoch be-
sorgniserregende Befunde. Die Zu-
stimmung zu einzelnen rechtsext-
remen Aussagen ist im Vergleich zu 
2018 zum Teil deutlich angestiegen. 
Auf einem Höchststand befinden 
sich die Zustimmungswerte zur 
Überlegenheit der Deutschen und 
zur Verharmlosung des Nationalso-
zialismus. Auffällig ist, dass dieser 
Anstieg nicht alle Bevölkerungs-
gruppen in Thüringen gleicherma-
ßen betrifft, sondern insbesondere 
Thüringer*innen aus mittleren Al-
tersjahrgängen und in kleineren 
Städten bzw. in Dorfgemeinden mit 
weniger als 5.000 Einwohnern.

 
https://www.landesregierung-thue-
ringen.de/fileadmin/user_upload/
Landesregierung/Landesregierung/
Thueringenmonitor/Thuerin-
gen-Monitor-2019-Zusammenfas-
sung.pdf

Mitentscheiden
Aus der Landtagsdebatte zum Gesetzentwurf von Rot-Rot-Grün 

Ein Gesetzentwurf der rot-rot-grü-
nen Koalitionsfraktionen zum weite-
ren Ausbau der direkten Demokratie 
auf Landesebene hatte dem Thürin-
ger Landtag in der Januar-Sitzung 
zur ersten Lesung vorgelegen. Damit 
haben LINKE, SPD und Grüne eine 
Initiative aus der vergan-
genen Legislatur erneut 
aufgegriffen. In der Be-
gründung hatte die 
Sprecherin für Verfas-
sung und Demokratie 
der Linksfraktion, Anja 
Müller, auf den jüngsten 
Thüringen-Monitor ver-
wiesen und gesagt: 

Die Menschen im Frei-
staat wollen nicht 

nur in Wahlen über Per-
sonen abstimmen, sie 
wollen vor allem auch in 
konkreten Sachfragen 
mitentscheiden können.“ 
Der Ausbau der direkten 
Demokratie, so unter-
strich Anja Müller in ih-
rer Landtagsrede, „ist 
nämlich unverzichtbar, 
um die Demokratie in 
Thüringen lebendiger zu gestalten, um 
mehr Menschen zu mehr Interesse 
und Engagement für Politik zu bewe-
gen. Gleichzeitig ist sie aber auch un-
verzichtbar, um bei emotionalen, 
manchmal sehr schwierigen Themen 
für mehr Akzeptanz bei den Men-
schen in Thüringen zu werben.“

Anja Müller: „Es ärgert mich 
tierisch, wenn Volksbegehren 
immer wieder vor dem 
Verfassungsgericht landen“

Die LINKE-Politikerin verwies auf 
die bisherigen Volksbegehren in Thü-
ringen. Wenn man sich diese einmal 
anschaue, „dann haben sie doch ge-
zeigt, wie die direkte Demokratie die 
Themendiskussion befeuern und be-
reichern kann; zwei gab es zum Aus-
bau der direkten Demokratie, eins für 
Verbesserungen bei den Kindergärten 
und eins für die sozialere Gestaltung 
von Kommunalabgaben. Viele enga-
gierte Menschen bringen ihre Erfah-
rungen, ihr Sach- und Fachwissen di-
rekt in die Diskussion ein. Unter-
schiedlichste Themengesichtspunkte 
werden intensiv und in allen Facetten 
von oben bis unten kritisch beleuchtet. 
Das ist doch ein spannendes Ringen 
um die besten Lösungen. So soll die le-
bendige Demokratie doch auch sein“. 

Allerdings hätten diese Volksbegeh-
ren eines gemeinsam gehabt: Auch 
wenn sie inhaltlich irgendwann erfolg-
reich waren, immer musste der Land-
tag mit Gesetzentwürfen nachhelfen. 
„Und das lag am Finanzvorbehalt in 

unserer Verfassung. Denn die damali-
gen Regierungen haben mit Verweis 
auf das sogenannte Finanztabu die Be-
gehren mit Klagen vor dem Thüringer 
Verfassungsgerichtshof gestoppt. Die 
Regelung, dass Volksbegehren zum 
Landeshaushalt nicht zulässig sind, 

wird bisher vom Thüringer Verfas-
sungsgerichtshof sehr ausgedehnt aus-
gelegt. Das bedeutet eben auch, Geset-
ze die eigentlich kaum mehr Kosten 
verursachen, sind im Wege des Volks-
begehrens unzulässig, da angeblich ein 
Verstoß gegen das Budgetrecht des 
Parlaments vorliegt. Es ärgert mich 
tierisch, wenn Volksbegehren immer 
wieder wegen des Budgetrechts vor 
dem Ver-
fassungs-
gericht 
landen. 
Das scha-
det der 
Glaub-
würdig-
keit von 
Demokra-
tie und 
Verfas-
sung. Da 
wird mehr 
verspro-
chen, als 
die prak-
tischen 
Instru-
mente tat-
sächlich 
bewirken 
können“, 
sagte die 
Abgeord-
nete in der Landtagsdebatte und ver-
wies auf das Land Berlin und mögliche 
„Abhilfe aus diesem jahrelangen Thü-
ringen-Dilemma“. Dort sind laut Lan-
desverfassung lediglich Volksbegehren 

zum Landeshaushaltsgesetz unzuläs-
sig. „Und das Berliner Verfassungsge-
richt hat vor einigen Jahren – übrigens 
auch am konkreten Fall eines Kinder-
gartenvolksbegehrens – im Detail ent-
schieden, was das praktisch bedeutet. 
Danach ist nur der laufende, im Voll-
zug befindliche Landeshaushalt – also 
aktuell wäre das der Haushaltsplan in 
Thüringen 2020 – dem Volksbegehren 
entzogen. Nur für diesen hat das Lan-
desparlament sein Budgetrecht bereits 
konkret ausgeübt. Soweit es für zu-
künftige Jahre noch kein Landeshaus-
haltsgesetz gibt, darf durch Volksbe-
gehren und Volksentscheid auch über 
Gesetzesänderungen entschieden 
werden, die Geld kosten und Haus-
haltsmittel verbrauchen.“ 

Und der jetzt dem Thüringer Land-
tag vorgelegte rot-rot-grüne Gesetz-
entwurf übernimmt diese Berliner 
Lösung. Außerdem enthält er die Ab-
senkung des Wahlalters für die Lan-
desebene auf 16 Jahre, sozusagen als 
Synchronisierung zur kommunalen 
Ebene, aber auch zum Ausbau der di-
rekten Demokratie. Denn in Thürin-
gen sind auch das Wahlalter und das 
Abstimmungsalter bei Volksbegehren 
bzw. bei Volksentscheiden synchroni-
siert. 

Zudem soll der bisherige Bürgeran-
trag in einen Einwohnerantrag umge-
staltet werden. „Das bedeutet“, so Anja 
Müller, „dass alle Menschen in Thü-
ringen ab ihrem 14. Geburtstag unab-
hängig von ihrer Staatsbürgerschaft zu 
einem bestimmten Thema einen An-
trag an den Landtag stellen können 
und dann, wenn der Antrag von ins-
gesamt 10.000 Menschen aus Thürin-

gen unter-
stützt wird, 
muss sich das 
Parlament 
mit dieser 
Thematik be-
schäftigen“. 
Und es sollen 
die Quoren 
für Volksbe-
gehren hal-
biert werden. 

Beim Un-
terschriften-
sammeln in 
Eisenach für 
mehr direkte 
Mitbestim-
mungsrechte 
von Bürge-
rinnen und 
Bürgern - 
die LIN-

KE-Landtagsabgeordnete Anja 
Müller, die auch Mitglied im Lan-
desverband von Mehr Demokratie 
e.V. ist, zusammen mit Philipp 
Gliesing vom Landesverband.
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Sie wurden am 26.11.2019, 
also vor etwa drei Mona-

ten als bundesweit erste 
Landtagspräsidentin der 
LINKEN in dieses Amt ge-
wählt. Wie fühlt es sich 
rückblickend für Sie an?

Die Zeit vor und um den 
26. November war schon sehr 
aufregend, weil die öffentli-
che Wahrnehmung für die 
erste LINKE Landtagspräsi-
dentin natürlich groß war, 
auch über die Landesgrenzen 
hinweg. Ich bin viel befragt 
worden, auch zu meiner Bio-
grafie, die ja wie bei vielen 
anderen Ostdeutschen schon 
vor 1989 beginnt. Nach der 
Wahl war ich sehr erleichtert, 
als sich mit 52 Stimmen eine 
deutliche Mehrheit des Parla-
ments für mich ausgespro-
chen hat. Ich verbinde diesen 
Auftrag mit einer hohen Ver-
antwortung, die eine Landtagspräsi-
dentin auch als Dienstleisterin für 
das Parlament zu übernehmen hat.

Stehen Sie auch mit den Präsi-
dent*innen anderer Landesparla-
mente in regem Kontakt? Was wird 
miteinander besprochen?

Nach meiner Wahl habe ich von 
vielen Kolleginnen und Kollegen 
Glückwünsche erhalten und mich 
natürlich auch dafür bedankt. Wie 
auf ministerialer Ebene finden auch 
Landtagspräsident*innen-Konferen-
zen statt, wo sich alle Vorsitzenden 
der Länderparlamente treffen, um zu 
beraten und miteinander Beschlüsse 
zu fassen. Selbstverständlich hilft 
man sich auch untereinander bei 
technischen Problemen und sachli-
chen Unsicherheiten weiter.

Bei der Wahl von Thomas Kem-
merich im dritten Wahlgang waren 
Sie eine der ersten Personen im 
Saal, die das offizielle Ergebnis 
kannte. Was ist Ihnen in diesem 
Moment durch den Kopf gegangen? 
Und wie konnten Sie so ruhig und 
gefasst bleiben bei der Verkündung 
und der anschließenden Vereidi-
gung?

Ich habe mich viele Tage vorher 
intensiv auf die Wahl vorbereitet. 
Schließlich ist es schon ein besonde-
rer Tag, wenn ein Parlament seinen 
Ministerpräsidenten wählt. Als 
Landtagspräsidentin muss ich die 
Rechtsgrundlagen kennen und wis-
sen, welche Eventualitäten möglich 
sind. Trotzdem kam die Wahl von 
Herrn Kemmerich für mich sehr 
überraschend. Doch meine Rechts-

grundlage ist die Thüringer Verfas-
sung und nach dieser habe ich an 
diesem Tag gehandelt. Aber natür-
lich war ich persönlich emotional 
sehr berührt und ich habe einige 
Zeit gebraucht, um überhaupt zu 
verarbeiten, was in dieser einen Mi-
nute oder in der einen Stunde des 
dritten Wahlgangs passiert ist.

Hätten Sie an diesem Tag der 
MP-Wahl damit gerechnet, dass 
Kemmerich so schnell seinen Rück-
tritt bekanntgeben und solch ein 
politisches Erdbeben entstehen 
würde?

Ich glaube, mit dieser Geschwin-
digkeit hat niemand gerechnet. Am 
nächsten Morgen schon eher, denn 
dann wurde langsam klarer, welches 
politische Erdbeben diese Wahl 
wirklich ausgelöst hat, auch mit 
Blick auf die spontanen bundeswei-
ten Demonstrationen. Für mich war 
das Entscheidende, deutlich zu ma-
chen, dass wir möglichst alle rechtli-
chen Wege gehen, um demokratische 
Stabilität in Thüringen zu behalten. 
Dass Gräben gezogen werden, die 
am Ende nicht mehr zu schließen 
sind, das war und ist meine größte 
Sorge.

Solche Gräben sind ja durchaus 
in den vergangenen Wochen schon 
zwischen den Fraktionen aufgeris-
sen worden. Was glauben Sie per-
sönlich, wie können in dieser fest-
gefahrenen Lage überhaupt Verän-
derungen erreicht werden?

In allererster Linie müssen die 
Abgeordneten an das Land Thürin-
gen denken und nicht an ihre per-

„Das ist die Verantwortung“
Im Gespräch mit Birgit Keller (LINKE), Präsidentin des Thüringer Landtags

sönlichen Probleme. Und deshalb 
befürworte ich die Gespräche, die 
jetzt zwischen den Fraktionen statt-
finden. Ich hoffe, dass diese verhin-
dern können, dass es zu einer End-
losschleife der Handlungsunfähig-
keit kommt. Denn die Menschen im 
Land haben ein Recht darauf, dass 
die Politiker*innen in ihrem Auftrag 
auch wieder gute Politik für den 
Freistaat machen. Das ist die Verant-
wortung, vor der alle stehen – ohne 
Ausnahme.

Wie sind Landtagspräsident-
schaft und die Fraktionsarbeit mit-
einander vereinbar? Gibt es neben 
den Abstimmungen überhaupt 
konkrete Aufgaben, die Sie für die 
Linksfraktion übernehmen?

Selbstverständlich bleibe ich auch 
ein Mitglied meiner Fraktion. Ich 
nehme an den Fraktionssitzungen 
teil und bin auch beteiligt an den 
Entscheidungsfindungen. Über al-
lem steht natürlich die Funktion als 
Landtagspräsidentin. In diesem Amt 
bin ich zur Neutralität verpflichtet. 
Mit der Landtagsverwaltung im Rü-
cken erbringe ich die wichtige 
Dienstleistung, dafür Sorge zu tra-
gen, dass jedes Mitglied des Landta-
ges unabhängig von seiner Zugehö-
rigkeit zur Fraktion auch seiner Auf-
gabe als Parlamentarier gerecht wer-
den kann. Das ist der große Unter-
schied zu anderen Abgeordneten. 
Trotzdem wurde ich als LINKE ge-
wählt, weil wir als stärkste Fraktion 
im Parlament das Vorschlagsrecht 
haben. Und somit bin ich die Land-
tagspräsidentin der Fraktion DIE 
LINKE, aber auch des gesamten 
Landtages.

Aktuell gibt es vier ge-
wählte Vize-Präsi-
dent*innen. Wie funktio-
niert die Zusammenar-
beit untereinander? Wer 
von ihnen würde die Ver-
tretung übernehmen, 
falls Sie einmal Ihrer Ar-
beit nicht nachkommen 
können?

Hier gibt es klare Rege-
lungen. In regelmäßigen 
Abständen tagt ein Gremi-
um, das aus mir und dem 
übrigen Vorstand des Prä-
sidiums besteht, um zum 
Beispiel die Vor- und 
Nachbereitung der Plenar-
sitzungen zu besprechen. 
Denn auch die Vize-Präsi-
dent*innen müssen in der 
Lage sein, eine Plenarsit-
zung zu leiten. Jedes Vor-
standsmitglied ist vertre-
tungsberechtigt, zum Bei-

spiel wenn es um repräsentative Auf-
gaben im Land geht. Diese sind klar 
definiert und in der Geschäftsord-
nung verankert.

Können Sie uns abschließend ei-
nen kleinen Ausblick zu wichtigen 
Terminen, Anlässen oder Ausstel-
lungen in naher Zukunft geben?

Thüringen wird 100 in diesem 
Jahr. Dieses Jubiläum werden wir 
natürlich begehen. Genauso wie wir 
sehr bald der Befreiung des Konzen-
trationslagers Buchenwald und Mit-
telbau Dora vor 75 Jahren - ein prä-
gender und bedeutender Tag - ge-
denken. Am 5. April finden dazu in 
Weimar zahlreiche Gedenkveran-
staltungen statt. Zudem erinnern 
wir in diesem Jahr an den 30. Jahres-
tag der Wiedergründung Thüringens 
nach der politischen Wende. 

Wir sind jetzt als Landtag auch 
auf der Thüringen-Ausstellung auf 
der Erfurter Messe in der Zeit vom 
29. Februar bis 8. März vertreten. 
Gerade in diesen Zeiten ist es beson-
ders wichtig, hier präsent zu sein 
und die vielen Fragen der Menschen 
zu beantworten. Und natürlich ha-
ben wir das ganze Jahr über Ausstel-
lungen im Landtag. Dafür gibt es 
zahlreiche Bewerbungen von Künst-
ler*innen und Institutionen, die hier 
ausstellen möchten. Wir nehmen 
diese Angebote sehr gerne an, weil 
der Landtag ein offenes Haus für die 
Menschen in Thüringen sein soll 
und genau das wollen wir auch über 
die wechselnden Ausstellungen do-
kumentieren.

Das Gespräch führte 
Lukas Krause.
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Willkommenskultur

Arbeitsmarkt
Wie die Thüringische Landeszeitung 
(TLZ v. 18.02) berichtete, lässt sich 
auf dem Arbeitsmarkt „im ländli-
chen Raum ohne Willkommenskul-
tur kaum noch Nachwuchs finden“. 
Dabei berief sich die Zeitung auf den 
Geschäftsführer der für Thüringen 
zuständigen Regionaldirektion der 
Bundesagentur für Arbeit, Kay Seni-
us, der erneut an die Menschen in 
Thüringen appelliert hatte, Migran-
ten offen gegenüber zu stehen. Nach 
Angaben der Arbeitsagentur hat die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig 
beschäftigten Menschen eigentlich 
nur noch in den Städten entlang der 
Autobahn 4 zugenommen. Dagegen 
schrumpfte die Zahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten un-
ter anderem in den Landkreisen 
Hildburghausen, Sömmerda, Greiz 
und Gotha teilweise deutlich. 
Für die Zunahme in den Regionen 
Mittelthüringens sei maßgeblich die 
Beschäftigung von Ausländern, was 
nicht nur Geflüchtete meine, son-
dern auch EU-Ausländer, verant-
wortlich. Aus den Daten der Arbeits-
agentur gehe hervor, dass sie immer 
öfter Stellen besetzten, für die die 
Unternehmen andernfalls keine Mit-
arbeiter mehr finden würden. Vor 
diesem Hintergrund sei es für den 
ländlichen Raum unerlässlich, dass 
es dort eine „noch größere gesell-
schaftliche Offenheit gegenüber 
Fremden“ gebe, sagte Kay Senius. 
Das sei für diese Regionen „eine 
Überlebensfrage“. Wenn es dort 
nicht gelinge, eine echte Willkom-
menskultur zu entwickeln, würden 
Unternehmen kaum noch Nach-
wuchs finden. 

Der LINKE-Abgeordnetenverein 
Alternative 54 Erfurt e.V. hat 

seit seiner Gründung im Jahr 1995 
Spenden an vor allem soziale, 

künstlerische und Sportvereine 
und -projekte in Thüringen in Hö-
he von insgesamt mehr als 1,44 Mil-
lionen Euro ausgereicht. 

So war der Landtagsabgeordnete 
Markus Gleichmann kürzlich im 
Tierheim Eisenberg, um Doreen 
Rheinländer vom Tierschutzverein 
Saale-Holzland-Kreis eine Spende zu 
übergeben (s. Foto).

Seit Inkrafttreten der Landesver-
fassung im Jahr 1993 kämpfte die 
LINKE gegen die automatische Erhö-
hung der Abgeordneten-Diäten, die 
in Artikel 54 geregelt ist. Eine Klage 
vor dem Thüringer Verfassungsge-
richtshof war nicht erfolgreich, ob-
wohl die damalige PDS-Fraktion ar-
gumentiert hatte, der automatischen 
Erhöhung der Diäten fehle die not-
wendige Transparenz gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern. Außer-
dem werde bei der Diäten-Anpassung 
von einer Datenbasis ausgegangen, 
die nicht den realen Einkommens- 
und Vermögensverhältnissen in Thü-
ringen entspricht. Deshalb gründeten 
1995 Abgeordnete der PDS den Verein 

Die Rosa-Luxemburg-Stiftung Thü-
ringen hat zwei neue Publikationen 
zur Geschichte der Thüringer Ar-
beiter*innen-Bewegung veröffent-
licht, die Broschüren „Thüringer 
Sozialdemokrat*innen und Kom-
munist*innen“ und „Die sozialisti-
sche Arbeiterbewegung in Thürin-
gen - Eine Zeitleiste“. 

In der Broschüre „Thüringer Sozial-
demokrat*innen und Kommu-

nist*innen - Kontraste, Konflikte und 
Kooperationen in der Weimarer Re-
publik“ beschreibt der Historiker Dr. 
Steffen Kachel auf Grundlage der bis-
her eher unbekannten Zusammenar-
beit von SPD, USPD und kurzzeitig 
sogar der KPD in der Landesregie-
rung zwischen 1921 und 1924 zwei 
auch für heute wichtige Aspekte. Ers-
tens stellt er die immense Bedeutung 
stabiler linker Milieus für die Gesell-
schaft heraus. Da die Zeit der klassi-
schen Wahlparteien vorbei zu sein 
scheint, braucht die gesellschaftliche 
Linke, wenn sie tatsächlich Verände-
rungen erreichen will, mehr denn je 
einen starken Halt durch alle Berei-
che der Gesellschaft hindurch.

Zweitens zeigt er den „rot-roten 
Sonderweg“ auf, der von SPD, USPD 
und KPD damals gegangen wurde: 
einen Kurs zur engeren Zusammen-
arbeit der Parteien in Thüringen, der 
vom Kurs der Parteien im Reich ab-
wich. Dadurch gab es immer wieder 
neue Möglichkeiten für Zusammen-
arbeit und Verständigung in der Thü-

und legt damit einen Überblick über 
wichtige Stationen und Ereignisse auf 
dem Weg von Revolution, Landes-
gründung und sozialistischer Re-
formpolitik sowie dem Weg der Ar-
beiterbewegung in Thüringen vor. 
Der Broschüre liegt eine Karte Thü-
ringens mit den Ereignissen der Zeit 
bei. 

Paul Wellsow

Die Publikationen können kostenfrei 
unter thueringen@rosalux.org be-
stellt oder auf www.th.rosalux.de her-
untergeladen werden.

ringer Arbeiterbewegung. Auch heute 
ist angesichts der aktuellen politi-
schen Umstände die Notwendigkeit 
sowohl starker linker Milieus als auch 
der Verständigung der gesellschaftli-
chen Linken untereinander aktueller 
denn je. 

Aus Anlass der 100. Jahrestage der 
Novemberrevolution (1918), des Gene-
ralstreiks zur Niederschlagung des 

Kapp-Putsches (März 1920) und der 
Gründung des Landes Thüringen 
(Mai 1920) veröffentlichte die Stiftung 
zudem die Broschüre „Die sozialisti-
sche Arbeiterbewegung in Thüringen 
- Eine Zeitleiste zu politischen Ereig-
nissen und Aktionen 1918 bis 1923“ 

„Alternative 54 Erfurt e.V.“, der einen 
Teil der Diäten-Erhöhungen zu sozia-
len Zwecken weitergibt.

Eine andere LINKE Aktion war die 
Weltmeisterschaftswette „Raus aus 
dem Abseits! Rein ins Leben!“ zur 
#FIFAWWC im vergangenen Som-
mer. Schlussendlich sollten damit-
Thüringer Mädchen- und Frauenpro-
jekte unterstützt werden. Und so war 
es kürzlich der Landtagsabgeordne-
ten Kati Engel eine Freude, dem Frau-
enhaus Eisenach aus dem Erlös der 
Wette eine Spende in Höhe von 1.000 
Euro übergeben zu können (s. Foto). 

Weitere Informationen unter:                           
www.alternative-54.de                                                     
Formlose Anträge können auch 
schriftlich eingereicht werden an: 
Thüringer Landtag, Fraktion DIE 
LINKE, Alternative 54 e.V., Jür-
gen-Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt

„Einen starken Halt“
Geschichte der Thüringer Arbeiter*innen-Bewegung neu dargestellt

Über 1,44 Millionen Diäten-Euro gespendet
Eine ganz besondere Erfolgsbilanz des LINKE-Abgeordnetenvereins Alternative 54 
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Die Linksfraktion im Thürin-
ger Landtag hatte die Aktion 
der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) am 
Rande der letzten Landtagssit-
zung zu den Arbeitsbedingun-
gen der Erzieher*innen an den 
Thüringer Schulhorten unter-
stützt und zum Anlass für eine 
Aktuelle Stunde im Plenum ge-
nommen.

Der Freistaat Thüringen hat 
im Bereich der ganztägigen 

Bildung und Betreuung an den 
Grundschulen seit 30 Jahren als 
einziges Bundesland mit der pä-
dagogischen und organisatori-
schen Einheit von Grundschule 
und Hort ein Alleinstellungs-
merkmal“, so hatte es Torsten Wolf, 
Sprecher für Bildungspolitik der 
Fraktion DIE LINKE im Thüringer 
Landtag (s. Foto), betont und auf den 
Bruch durch landespolitische Ent-
scheidungen der CDU im Jahr 2008 
verwiesen.
„Mit dem Zurückholen der Horte in 
den Landesdienst im Jahr 2016 durch 
Rot-Rot-Grün wurden die Beschäfti-
gungsumfänge der kommunalen Er-
zieher*innen gesichert und mit je-
dem Haushalt die Bedingungen für 
Erzieher*innen kontinuierlich ver-
bessert. Dies führte dazu, dass die 
Erzieher*innen derzeit durchschnitt-
lich auf 70-Prozent-Stellen arbeiten 
können. Diesen Weg der Verbesse-
rung wollen wir weiter fortsetzen“, 
sagte Torsten Wolf und unterstrich: 
„Auch künftig wollen wir ganztags-

Ganztagsschule ausbauen
Torsten Wolf: Beschäftigungsbedingungen weiter verbessern

schulische Angebote stärken, das 
heißt konkret, auch das Hortangebot 
auf die Klassen fünf und sechs zu er-
weitern. Zusätzlich soll der Beschäf-
tigungsumfang für Erzieher*innen 
in Richtung 100 Prozent ausgedehnt 
werden können.“
Der zum Zeitpunkt der Landtagsde-
batte am 29. Januar geschäftsführen-
de Thüringer  Minister für Bildung, 
Jugend und Sport, Helmut Holter 
(LINKE), hatte in seiner Rede eben-
falls den in Thüringen bestehenden 
Rechtsanspruch betont und gesagt: 
„Jedes Kind hat den rechtlichen An-
spruch auf Ganztagsbetreuung in 
der Grundschule. Das ist ein Wert 
an sich und darauf bin ich schon mal 
stolz. Zweitens – auch darüber haben 
Rednerinnen und Redner schon ge-
sprochen – haben wir eine zehnstün-

dige Betreu-
ungsmög-
lichkeit. Das 
führt zu den 
geteilten 
Diensten. 
Das ist so. 
Das befrie-
digt mich 
nicht und da-
her muss es 
Abänderun-
gen geben. 
Aber allein 
dass wir, um 
die Erwerbs-
tätigkeit von 
Müttern und 
Vätern zu er-
möglichen, 

diese Ganztagsbetreuung über zehn 
Stunden ermöglichen, ist ein weite-
rer Wert, den Thüringen hat. 
Und den möchte ich auch nicht auf-
geben, meine Damen und Herren. Es 
hat etwas mit Vereinbarkeit von Pri-
vatem und Beruflichem zu tun, es 
hat etwas damit zu tun, dass Frauen 
und Männer gleichermaßen und 
gleichberechtigt einer Erwerbstätig-
keit nachgehen können. Das ist ein 
grundlegender Unterschied zumin-
dest zu dem, was die AfD, aber auch 
Kollege Tischler von der CDU hier 
formuliert hat.“ 

Reden der Abgeordneten und Minister 
unter: www.thueringen-landtag.de/
plenum/protokolle

Kommen Sie in Kontakt

LINKE-Fraktion 
im Thüringer 
Landtag
Immer auf dem Laufenden 
bleiben! Mehr Infos über 
die Arbeit unserer Land-
tagsfraktion finden Sie 
hier:

Parlamentsreport
 
Alle zwei Wochen erscheint 
der ParlamentsReport der 
Fraktion DIE LINKE als Bei
lage zur Thüringer UNZ – Un-
sere neue Zeitung (www.unz.
de). Darin finden Sie unsere 
wichtigsten Themen, aktuelle 
Gesetzesinitativen, Auszüge 
aus Landtagsreden, Berichte 
über Aktionen und Veranstal-
tungen, Hintergrundinforma
tionen und vieles mehr. On-
line können Sie die aktuelle 
Ausgabe, sowie alle alten 
Ausgaben jederzeit im Inter-
net nachlesen (www.die-lin-
ke-thl.de/nc/mediathek/par-
lamentsreport).

Web 2.0
 
Aktuelle Informationen über 
die Arbeit unserer Fraktion 
finden Sie auch auf  
www.twitter.com/Linke_Thl 
und bei 
 www.facebook.com/linke.
Thueringen, Videos von Re-
den und Aktionen bei  
www.youtube.com/Linksfrak-
tionthl 
sowie Fotos unter  
www.flickr.com/linksfrakti-
on-thueringen.

Video-Livestream
 
Einen Video-Livestream von 
den meist einmal im Monat 
stattfindenden Plenar
sitzungen des Thüringer Land-
tages finden Sie während der 
Sitzungen auf unserer Web-
seite (www.die-linke-thl.de) 
und auf der Internetseite des 
Landtages (www.landtag.
thueringen.de) eingeblendet. 
Dort finden Sie auch die Ter-
mine der Sitzungen.

Im Internet 

Aktuelle Infos aus unserer 
Fraktion, Pressemitteilungen, 
die Kontakte zu unseren Ab-
geordneten, Termine, Reden 
und Anträge unserer Fraktion, 
Broschüren und Flugblätter 
sowie Hintergrundinfos zu un-
seren Positionen finden Sie 
im Internet unter www.die-
linke-thl.de.

Petitionen für Neuwahl
Veröffentlichung auf der Online-Plattform des Thüringer Landtags

In den vergangenen Tagen und Wo-
chen erreichten den Thüringer Land-
tag zahlreiche Petitionen, die Neu-
wahlen in Thüringen fordern. Der 
Petitionsausschuss des Thüringer 
Landtags hat am 20. Februar be-
schlossen, diese Petitionen auf der 
Online-Petitionsplattform zu veröf-
fentlichen. 

Die Petitionen zeigen, dass die Bür-
gerinnen und Bürger im Land 

empört sind über die Wahl von Tho-
mas Kemmerich zum Ministerpräsi-
denten, da dies eine völlige Verkeh-
rung des Wählerwillens darstellt. Die 
Petitionen sagen deutlich, dass die 
Menschen in Thüringen umgehend 
selbst bestimmen wollen, wie ein neu-
er funktionsfähiger Landtag zusam-
mengesetzt sein soll. Es wird Zeit, dass 
CDU und FDP endlich Verantwor-

tung übernehmen und den Weg zur 
Neuwahl freimachen“, sagte Anja 
Müller, Sprecherin der Linksfraktion 
für Justiz, Verfassung, Demokratie 
und Petitionen.

Mit der Veröffentlichung der Petiti-
onen auf der Landtagsinternetseite ha-
ben alle Menschen die Möglichkeit, 
ihrer Forderung nach Neuwahlen 
Ausdruck zu verleihen und die Petitio-
nen mitzuzeichnen. Kommen in ei-
nem Zeitraum von sechs Wochen 
1.500 Unterschriften für eine Neuwahl 
zusammen, kann es zu einer öffentli-
chen Anhörung im Thüringer Landtag 
kommen, zu der die Petenten ihr An-
liegen vorbringen können. 

Erläuterung: Laut Wikipedia ist eine 
Petition (lateinisch petitio Bittschrift, 
Gesuch, Eingabe; bildungssprachlich 
auch Adresse) ein Schreiben (eine Bitt-
schrift, ein Ersuchen, eine Beschwer-

de) an eine zuständige Stelle, zum Bei-
spiel eine Behörde oder Volksvertre-
tung. Dabei kann grundsätzlich unter-
schieden werden zwischen Ersuchen, 
die auf die Regelung eines allgemeinen 
politischen Gegenstands zielen (z.B. 
den Beschluss oder die Änderung ei-
nes Gesetzes durch das Parlament, die 
Änderung einer Verfahrensweise in ei-
ner Behörde), und Beschwerden, die 
um Abhilfe eines individuell erfahre-
nen Unrechts (z.B. eine formal zwar 
zulässige, aber als unverhältnismäßig 
empfundene Behördenentscheidung) 
bitten. Die Zulässigkeit von Petitionen 
ist ein allgemein anerkannter Bestand-
teil der demokratischen Grundrechte 
eines jeden Bürgers.

https://petitionen.thueringer-landtag.
de/
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